
                                                                                                                     

Zusatzbedingungen zu den FBUB (ZFBUB 2008)
– Fassung Januar 2008 –

Versicherte Gefahren und Schäden
§ 1 Unterbrechungsschäden infolge Zerstörung, Beschädigung oder 

Abhandenkommen von duplizierten Unterlagen oder 
Datenträgern

Gefahrerhöhung; Obliegenheiten
§ 2 Anerkennung
§ 3 Verantwortlichkeit für Verstöße gegen Sicherheitsvorschriften
§ 4 Abweichung von Sicherheitsvorschriften
§ 5 Elektrische Anlagen
§ 6 Nichtanwendung von Sicherheitsvorschriften
§ 7 Zivilschutzeinrichtungen
§ 8 Aufnahme eines Betriebes
§ 9 Betriebsstilllegung

Versicherungsort
§ 10 Anschlussgleise und Wasseranschlüsse

Versicherungssummen; Unterversicherung
§ 11 Erstrisikoversicherung

Sachverständigenverfahren; Entschädigung
§ 12 Auswahl der Sachverständigen
§ 13 Feststellung des Facharbeiterbegriffes
§ 14 Sachverständigenverfahren bei Zusammentreffen von Feuer-

BU- und Maschinen-BU-Versicherung
§ 15 Verzicht auf Ersatzansprüche

Sonstige Bestimmungen
§ 16 Repräsentanten
§ 17 Führung
§ 18 Prozessführung

Versicherte Gefahren und Schäden
§ 1 Unterbrechungsschäden infolge Zerstörung, Beschädigung oder 
Abhandenkommen von duplizierten Unterlagen oder Datenträgern

1. § 2 Nr. 4 b FBUB ist nicht anzuwenden.

2. Der Versicherungsnehmer hat jedoch von Urkunden, Plänen, 
Zeichnungen, Lochkarten, Magnetbändern und sonstigen 
Datenträgern, Geschäftsbüchern oder Schriften Duplikate 
anzufertigen und diese so aufzubewahren, dass sie im Fall eines 
Sachschadens voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den Originalen 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können. 
Als „Duplikate“ im Sinne von § 1 Nr. 2 gelten auch Urbelege oder 
damit vergleichbare Unterlagen, die ohne nennenswerte 
Zeitverzögerung und ohne große Kosten eine Rekonstruktion 
ermöglichen.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten gemäß 
Nr. 2, so ist der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
bzw. teilweise leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird 
einen Monat nach Zugang wirksam. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, 
wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruht.

4. Unterbrechungsschäden infolge des Verlustes oder der Änderung 
gespeicherter Informationen ohne gleichzeitige Beschädigung des 
Datenträgermaterials werden nicht ersetzt.

Gefahrerhöhung; Obliegenheiten
§ 2 Anerkennung

1. Hat der Versicherer das gegen Feuer-Betriebsunterbrechung 
versicherte Wagnis besichtigt und liegt ein Besichtigungsbericht vor, 
so erkennt der Versicherer an, dass ihm durch diese Besichtigung 
alle Umstände bekannt geworden sind, welche in diesem Zeitpunkt 
für die Beurteilung des Risikos erheblich waren.

2. Dies gilt jedoch nicht für Umstände, die arglistig verschwiegen 
worden sind.

§ 3 Verantwortlichkeit für Verstöße gegen Sicherheitsvorschriften

1. Die „Brandverhütungs-Vorschriften für Fabriken und gewerbliche 
Anlagen“ sind im Betrieb ordnungsgemäß bekannt zu machen.

2. Ist dies geschehen, so ist der Versicherungsnehmer nicht 
verantwortlich für Verstöße gegen gesetzliche, behördliche und 
vertragliche Sicherheitsvorschriften, die ohne sein Wissen und ohne 
Wissen seiner gesetzlichen Vertreter oder Repräsentanten (§ 16) 
begangen werden.

§ 4 Abweichung von Sicherheitsvorschriften

Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen das 
Gewerbeaufsichtsamt oder die Berufsgenossenschaft in Schriftform 
zugestimmt hat, beeinträchtigen die Entschädigungspflicht nicht.

§ 5 Elektrische Anlagen

1. Der Versicherungsnehmer hat die elektrischen Anlagen jährlich, und 
zwar möglichst innerhalb der ersten drei Monate eines jeden 
Versicherungsjahres, auf seine Kosten durch eine vom Verband der 
Schadenversicherer (VdS) anerkannte Überwachungsstelle prüfen 
und sich ein Zeugnis darüber ausstellen zu lassen. In dem Zeugnis 
muss eine Frist gesetzt sein, innerhalb derer Mängel beseitigt und 
Abweichungen von den anerkannten Regeln der Elektrotechnik, 
insbesondere von den einschlägigen VDE-Bestimmungen sowie 
Abweichungen von den Sicherheitsvorschriften, die dem Vertrag 
zugrunde liegen, abgestellt werden müssen.

2. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer das Zeugnis 
unverzüglich zu übersenden, die Mängel fristgemäß zu beseitigen 
und dies dann dem Versicherer anzuzeigen.

3. Werden elektrische Anlagen alljährlich im Auftrag einer Behörde 
durch Fach-(Elektro-)Ingenieure geprüft, so ist durch deren Prüfung 
auch den Bestimmungen Nr. 1 und Nr. 2 genügt.

4. Vorstehende Bestimmungen gelten nicht für Schwachstromanlagen 
bis 65 Volt und nicht für Hochspannungsanlagen ab 1000 Volt.

§ 6 Nichtanwendung von Sicherheitsvorschriften

1. Auf Gebäude, die nur Wohn-, Büro- oder Sozialzwecken dienen, sind 
§ 5 und die vereinbarten sonstigen Sicherheitsvorschriften nicht 
anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn sich in den Gebäuden 
elektronische Datenverarbeitungsanlagen befinden.

2. Nr. 1 gilt entsprechend für einzelne Räume, die nur Wohn-, Büro- 
oder Sozialzwecken dienen und von den übrigen Teilen des 
Gebäudes feuerbeständig getrennt sind. Dies gilt nicht, wenn sich in 
den Räumen elektronische Datenverarbeitungsanlagen befinden.

§ 7 Zivilschutzeinrichtungen

Für vorschriftsmäßige Anlagen des Zivilschutzes sowie für 
Zivilschutzübungen gelten §§ 23 ff. VVG nicht.

§ 8 Aufnahme eines Betriebes

1. Die Aufnahme eines Betriebes, gleich welcher Art und welchen 
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Umfangs, ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

2. Ist mit der Aufnahme des Betriebes eine Gefahrerhöhung 
verbunden, so kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt sein 
oder einen entsprechend den Geschäftsgrundsätzen höheren 
Beitrag verlangen. Im Schadenfall kann der Versicherer ganz oder 
teilweise leistungsfrei sein.

3. Der Versicherer hat von dem Tag der Aufnahme des Betriebes an 
Anspruch auf die aus einem etwa erforderlichen höheren 
Prämiensatz errechnete Prämie; dies gilt nicht, soweit der 
Versicherer in einem Versicherungsfall wegen Gefahrerhöhung 
gemäß Nr. 2 leistungsfrei geworden ist.

§ 9 Betriebsstilllegung

1. Alle stillgelegten Maschinen und sämtliche Zubehörteile sind 
gründlich zu reinigen und einzufetten und nötigenfalls mit guten 
Schutzhüllen zu versehen. In diesem Zustand sind sie dauernd zu 
erhalten und daraufhin regelmäßig nachzuprüfen.

2. Mit Stilllegung des Betriebes sind sämtliche Räume des 
Versicherungsortes gründlich zu kehren und zu reinigen. Kehricht 
und Abfälle sind unverzüglich auf gefahrlose Weise zu beseitigen, so 
dass sie die versicherten Sachen nicht gefährden.

3. Die Löscheinrichtungen müssen stets in gebrauchsfähigem Zustand 
erhalten werden.

4. Es muss für eine ständige Beaufsichtigung des Grundstücks durch 
eine zuverlässige Person gesorgt werden, die sämtliche Räume 
möglichst täglich, mindestens aber jeden zweiten Tag einmal zu 
begehen und die verschließbaren Räume nach jeder Revision wieder
zu verschließen hat.

5. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheiten gemäß Nr. 1 
bis 
Nr. 4, so ist der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
bzw. teilweise leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird 
einen Monat nach Zugang wirksam. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, 
wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruht.

Versicherungsort
§ 10 Anschlussgleise und Wasseranschlüsse

Als Betriebsstelle im Sinne des § 3 Nr. 1 FBUB gelten auch 
Anschlussgleise und Wasseranschlüsse außerhalb des 
Versicherungsortes sowie in unmittelbarer Nähe des 
Versicherungsgrundstücks abgestellte Transportmittel.

Versicherungssummen; Unterversicherung
§ 11 Erstrisikoversicherung

Soweit Versicherung auf Erstes Risiko (Erste Gefahr) vereinbart ist, 
gelten die §§ 75 VVG, 5 Nr. 3 FBUB und die Bestimmungen über 
Unterversicherung in den sonstigen dem Vertrag zugrunde liegenden 
Versicherungsbedingungen nicht.

Sachverständigenverfahren; Entschädigung
§ 12 Auswahl der Sachverständigen

1. Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, 
die Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind oder mit ihm in 
Geschäftsverbindung stehen, ferner keine Personen, die bei 
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt sind oder mit 
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.

2. Nr. 1 gilt entsprechend für die Benennung eines Obmanns durch die 
Sachverständigen.

§ 13 Feststellung des Facharbeiterbegriffes

Im Schadenfall kann jede Partei verlangen, dass das 
Sachverständigenverfahren auf die Feststellung darüber ausgedehnt 
wird, welche Betriebsangehörigen des Versicherungsnehmers als 
Nichtfacharbeiter und welche als Facharbeiter gegebenenfalls im Sinne
der im Versicherungsvertrag getroffenen besonderen Vereinbarung, 
anzusehen sind.

§ 14 Sachverständigenverfahren bei Zusammentreffen von Feuer-BU- 
und Maschinen-BU-Versicherung

1. Bestehen gleichzeitig Feuer-BU- und Maschinen-BU-Versicherungen 
und ist streitig, ob oder in welchem Umfang ein Schaden als Feuer-
Betriebsunterbrechungsschaden oder als Maschinen-
Betriebsunterbrechungsschaden anzusehen ist, so können der 
Versicherungsnehmer, der Feuer-BU-Versicherer und der 
Maschinen-BU-Versicherer vereinbaren, dass die Höhe des Feuer 
Betriebsunterbrechungsschadens und des Maschinen-
Betriebsunterbrechungsschadens in einem gemeinsamen 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf 
sonstige tatsächliche Voraussetzungen des 
Entschädigungsanspruchs sowie der Höhe der Entschädigung 
ausgedehnt werden. Der Versicherungsnehmer kann ein 
Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Erklärungen 
gegenüber den beiden Versicherern verlangen.

2. Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 
benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat,
kann die andere unter Angabe des von ihr genannten 
Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten 
Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite 
Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang
der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei 
durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist 
der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist 
oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner 
keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern 
angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis 
steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer 
Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die 
Regelung unter b gilt entsprechend für die Benennung eines 
Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die 
Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer 
Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernannt.

3. Für den Mindestinhalt der Feststellungen der Sachverständigen 
gelten die Bestimmungen in § 12 FBUB und § 12 AMBUB.

4. Die Sachverständigen übermitteln den Parteien gleichzeitig ihre 
Feststellungen. Weichen diese voneinander ab, so werden sie 
unverzüglich dem Obmann übergeben. Dieser entscheidet über die 
streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen 
der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine 
Entscheidung den Parteien gleichzeitig.

5. Jede Partei trägt die Kosten ihres oder ihrer Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmannes tragen die Parteien anteilig.

6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind 
verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von 
der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser 
verbindlichen Feststellungen berechnen die Versicherer gemäß §§ 6
FBUB, 6 AMBUB die Entschädigung.

7. Steht im Zeitpunkt des § 15 Nr. 1 FBUB (Teilzahlung) noch nicht fest, 
inwieweit der Schaden als Feuer-BU-Schaden oder als Maschinen-
BU-Schaden anzusehen ist, so beteiligt sich jeder Versicherer an der
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Teilzahlung vorläufig mit der Hälfte.

8. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten 
gemäß § 10 FBUB nicht berührt.

§ 15 Verzicht auf Ersatzansprüche

Der Versicherungsschutz bleibt unberührt, wenn der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles im Rahmen 
des Üblichen auf Ersatzansprüche für Feuer-
Betriebsunterbrechungsschäden verzichtet hat.

Sonstige Bestimmungen
§ 16 Repräsentanten 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, stehen dem 
Versicherungsnehmer als Repräsentanten gleich.

1. Personen, die in dem versicherten Betrieb aufgrund eines 
Vertretungs- oder eines ähnlichen Verhältnisses anstelle des 
Versicherungsnehmers die Obhut über die dem Betrieb dienenden 
Sachen ausüben.

2. Personen, die damit betraut sind, rechtserhebliche Tatsachen 
anstelle des Versicherungsnehmers zur Kenntnis zu nehmen und 
dem Versicherer zur Kenntnis zu bringen.

3. Personen, denen die dem Betrieb dienenden Sachen aufgrund eines 
Miet-, Pacht- oder ähnlichen Verhältnisses für längere Zeit in 
alleinige Obhut gegeben worden sind.

§ 17 Führung

Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und 
Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle beteiligten 
Versicherer entgegenzunehmen.

§ 18 Prozessführung

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die 
gleichen sind, ist Folgendes vereinbart:

1.  Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag 
seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur 
wegen dessen Anteil gerichtlich geltend machen.

2. Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden 
Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die durch 
den führenden Versicherer mit dem Versicherungsnehmer nach 
Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als auch für sich 
verbindlich an.

3. Falls der Anteil des führenden Versicherers die Berufungs oder 
Revisionssumme nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer 
berechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines 
mitbeteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen zweiten, 
erforderlichenfalls auf weitere Versicherer auszudehnen, bis diese 
Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so 
gilt Nr. 2 nicht.
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